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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die verbilligte 
Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken 

A. Problem 

In Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf wird dessen Dek-
kung unter anderem auch dadurch erschwert, daß Grund-
stücke nur zu einem Preis zur Verfügung stehen, der sozialen 
Wohnungsbau auch dann kaum möglich macht, wenn der Bund 
Grundstücke unter Anwendung des Gesetzes über die verbil-
ligte Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von bundes-
eigenen Grundstücken vom 16. Juli 1971 (BGBl. I S. 1005) — 
Grundstücksverbilligungsgesetz — zu einem um 30 v. H. des 
Verkehrswerts gesenkten Kaufpreis veräußert. 

Die dem Bund durch das Grundstücksverbilligungsgesetz dar-
über hinaus eingeräumte Möglichkeit, das Entgelt für die Nut-
zung bebauter oder unbebauter Grundstücke bis auf 50 v. H. 
der ortsüblichen Miete oder Pacht zu ermäßigen, erstreckt sich 
nicht auf den Bau von Wohnungen des öffentlich geförderten 
sozialen oder steuerbegünstigten Wohnungsbau sowie nicht 
auf die Bildung von Eigentum für breite Schichten der Bevöl-
kerung durch den Erwerb von Familienheimen und Eigen-
tumswohnungen. 

Das Grundstücksverbilligungsgesetz findet ferner keine An-
wendung auf die Sondervermögen des Bundes, wie zum Bei-
spiel der Bundespost und der Bundesbahn. Auch diese Sonder-
vermögen sind Eigentümer erheblicher Grundflächen, die in 
Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf gelegen sind. 

Der Bund und seine Sondervermögen müssen in die Lage ver

-

setzt werden, in Anwendung des Sozialstaatsprinzips in noch 
größerem Umfang als bisher dazu beizutragen, die Wohnungs- 
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not insbesondere in Ballungsräumen dadurch lindern zu hel-
fen, daß sie in erheblicherem Umfang verbilligte Grundstücke 
zur Verfügung stellen können. 

B. Lösung  

Durch die Änderung und Ergänzung des Grundstücksverbilli-
gungsgesetzes sollen der Bund und seine Sondervermögen in 
die Lage versetzt werden, für Zwecke des sozialen Wohnungs-
baus und der Bildung von Wohnungseigentum Grundstücke zu 
einem bis zu 50 v. H. des Verkehrswerts ermäßigten Kaufpreis 
in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf zur Verfügung zu 
stellen. 

Es soll auch die Möglichkeit eröffnet werden, Nutzungsent-
gelte (z. B. Pacht, Miete, Erbbauzins) für bebaute oder unbe-
baute Grundstücke des Bundes oder seines Sondervermögens 
bis zu 50 v. H. herabzusetzen, wenn die Nutzung für Zwecke des 
sozialen Wohnungsbaus oder der Bildung von Wohneigentum 
erfolgt. 

Die Sondervermögen des Bundes sollen in das Grundstücks-
verbilligungsgesetz neu einbezogen werden. 

C. Alternativen 

Es wäre denkbar, im Einzelfall bei der Veräußerung oder Über-
lassung von Grundstücken deren Wert so anzusetzen, daß ein 
erträglicher Kaufpreis bzw. ein erheblich ermäßigtes Nut-
zungsentgelt erzielt wird. Bewertungen führen jedoch regel-
mäßig zu Unsicherheiten und stellen die hierfür verantwortli-
chen Behörden und Beamten vor große Schwierigkeiten. Dar-
über hinaus ist die Entscheidung von Bewertungsfragen in Ab-
weichung von geltenden Verkehrswerten mit einem hohen 
Zeitaufwand verbunden, so daß notwendige Bauvorhaben er-
heblich verzögert werden. 

Die Änderung des Grundstücksverbilligungsgesetzes ermög-
licht dagegen rasche und klare Entscheidungen. 

D. Kosten 

Bei der Anwendung des geänderten Grundstücksverbilligungs-
gesetzes wird es zu Mindereinnahmen bei der Veräußerung 
oder Überlassung von Grundstücken kommen. Diese Minder-
einnahmen lassen sich jedoch erst im konkreten Fall ermit-
teln. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die verbilligte 
Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Das Gesetz über die verbilligte Veräußerung, Ver-
mietung und Verpachtung von bundeseigenen 
Grundstücken vom 16. Juli 1971 (BGBl. I S. 1005) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird um folgende Nummern 8 und 9 er-
gänzt: 
„8. Bau von Wohnungen des öffentlich geförder-

ten sozialen oder des steuerbegünstigten 
Wohnungsbaues, 

9. Bildung von Eigentum für breite Schichten 
der Bevölkerung durch den Erwerb von Fami-
lienheimen und Eigentumswohnungen." 

2. § 3 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 2 ergänzt: 

„In den nach § 16 Abs. 4 des Wohnungsbindungs

-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 30. Juli 1980 (BGBl. I S. 1120) von den Lan-
desregierungen bestimmten Gebieten mit erhöh-
tem Wohnbedarf kann der Kaufpreis bis um 50 
v. H. des Verkehrswertes gesenkt werden." 

3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3 a  

Dieses Gesetz gilt auch für den im Eigentum 
der Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn befindlichen Grundbesitz." 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 23. Oktober 1981 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf, wozu vor 
allem die großstädtischen Ballungsräume zählen, ist 
sozialer Wohnungsbau und die Bildung von Woh-
nungseigentum vor allem auch deshalb kaum mehr 
möglich, weil die Grundstückspreise bzw. die Nut-
zungsentgelte eine Höhe erreicht haben, die dazu 
führt, daß sozialer Wohnungsbau bzw. Eigenheim-
bau für breite Schichten der Bevölkerung nicht 
mehr stattfinden kann. Der Bund hat zwar durch das 
Grundstücksverbilligungsgesetz Möglichkeiten ge-
schaffen, Verkäufe zu 30 v. H. unter dem Verkehrs-
wert zu tätigen bzw. Nutzungsentgelte um 50 v. H. zu 
ermäßigen. Dies führt aber derzeit in Gebieten mit 
erhöhtem Wohnungsbedarf nicht zu einer erträgli-
chen Verbilligung. Der Grundstücks- und Woh-
nungsmarkt in den Ballungsräumen kann nur entla-
stet werden, wenn der Bund — von Fall zu Fall — er-
hebliche Abschläge vom Verkehrswert bzw. dem üb-
lichen Nutzungsentgelt macht. Dies würde auf län-
gere Sicht auch dazu führen, daß andere Verkäufer 
bzw. Nutzungsgeber bei ausreichendem Angebot in 
ihren Preisvorstellungen nachziehen. 

Wenngleich eine Herabsetzung von Grundstücks-
preisen bzw. Nutzungsentgelten über das derzeit 
geltende Grundstücksverbilligungsgesetz hinaus zu 
finanziellen Einbußen für den Bund führen, so muß 
dies im Hinblick auf die Verpflichtung auch des Bun-
des, zu erträglichen Mieten bzw. Preisen Wohnraum 
zu schaffen, hingenommen werden. Die Lage in Ge-
bieten mit erhöhtem Wohnbedarf ist inzwischen so, 
daß auch der Bund sich auf längere Sicht nicht der 
Forderung wird entziehen können, durch erhöhte 
Aufwendungen sozialen Wohnungsbau mitzufinan-
zieren. Die verbilligte Hergabe bzw. Nutzung von 
Grundstücken hat aber noch den zusätzlichen Ef-
fekt, daß der Markt aufgelockert wird. 

Da die Vorschriften des Grundstücksverbilligungs-
gesetzes Kannvorschriften sind, hat der Bund jeder-
zeit die Möglichkeit, unter den im Gesetz vorgesehe-
nen Ermäßigungssätzen zu bleiben, wenn dies die 
Lage auf dem Wohnungs- bzw. Grundstücksmarkt 
ermöglicht. 

B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 Nr.1 

Die Ermächtigung für den Bundesminister der Fi-
nanzen, abweichend von § 63 Abs. 5 der Bundeshaus-
haltsordnung die Nutzung von bebauten und unbe-
bauten Grundstücken unter dem vollen Wert zu er-
möglichen, umfaßte bisher nicht den sozialen und 
steuerbegünstigten Wohnungsbau. Auch war die Bil-
dung von Eigentum durch den Erwerb von Familien-
heimen und Eigentumswohnungen nicht erfaßt. 
Dies soll nun in das Gesetz einbezogen werden. Es 
ist insbesondere daran zu denken, daß der Bund 
künftig auf Grundstücken auch Erbbaurechte ein-
räumt, und dafür die in § 3 Abs. 2 vorgesehene 50 
v. H. Ermäßigung des Erbbauzinses gewährt. 

Zu § 1 Nr. 2 

§ 3 Abs. 1 des Grundstücksverbilligungsgesetzes soll 
dahin ergänzt werden, daß der Bund die Möglichkeit 
hat in den durch die Länder festgelegten Gebieten 
mit besonderem Wohnungsbedarf über die bisherige 
30 v. H. Verbilligung hinaus zu gehen. 

Zu § 1 Nr. 3 

Das Grundstücksverbilligungsgesetz soll durch ei-
nen § 3 a ergänzt werden, der vorsieht, daß das Ge-
setz auch auf die Sondervermögen des Bundes, ins-
besondere der Deutschen Bundespost und der Bun-
desbahn Anwendung findet. 

Zu § 2 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klau-
sel. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung enthält den Zeitpunkt des In-
krafttretens. 


